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Als die Bundesregierung im Jahr 1950 die Betreuung der im Bundes- 
gebiet lebenden heimatlosen Ausländer, deren Status durch das Gesetz 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (BGBl. I S. 269) geregelt wurde, übernommen hat, 
haben die Länder Bayern, Niedersachsen, Schleswig -Holstein und 
das damalige Land Württemberg-Baden die Bundesregierung ersucht, 
die heimatlosen Ausländer, ähnlida wie die deutschen Flüchtlinge 
und Vertriebenen, auf sämtliche Länder des Bundes gleichmäßig zu 
verteilen. 

Um den Personenkreis der heimatlosen Ausländer ohne bundes- 
gesetzliche Maßnahmen in die allgemeine Umsiedlung einbeziehen 
zu können, regte die Bundesregierung direkte Vereinbarungen 
zwischen den Abgabe- und Aufnahmeländern an. Die Länder griffen 
diese Anregung auf und haben teils in der „ Arbeitgesmeinschaft 
der Landesflüchtlingsverwaltungen”, teils in direkter Fühlungnahme 
über einen Ausländerausgleich auf Bundesebene beraten. Diese 
Bemühungen um das Zustandekommen einer auf freiwilliger Basis 
beruhenden Ländervereinbarung für den Ausländerausgleich sind 
gescheitert. Sie scheiterten nicht zuletzt daran, daß dem verständlichen 
Wunsche der heimatlosen Ausländer, geschlossen angesiedelt zu 
werden, wegen ungenügender Beschäftigungsmöglichkeit sowie Fehlens 
des hierfür erforderlichen Wohnraums nicht entsprochen werden 
konnte. Andererseits sah sich auch die Bundesregierung nicht in der 
Lage, infolge der angespannten Finanzlage des Bundes, zusätzliche 
Mittel bereitzustellen. Ein zwischen Bayern und Hessen getroffenes 
Abkommen, durch das sich Hessen verpflichtete, im Vorgriff auf 
die endgültige Regelung 1 000 heimatlose Ausländer aus Bayern zu 
übernehmen, konnte kaum zur Hälfte realisiert werden. Hierfür 
waren folgende Gründe maßgebend: 
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Im Hinblick , auf die im Gesetz über die Rechtsstellung der heimat- 
losen Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 1951 garantierte 
Freizügigkeit kann der Ausländerausgleich nur unter Beachtung des 
Prinzips der Freiwilligkeit erfolgen. Ferner ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die Verwirklichung eines Ausländerausgleichs die 
Bereitschaft zur Eingliederung seitens der heimatlosen Ausländer. 
Das übermäßig lange Lagerleben sowie die ohne jede Gegenleistung 
gewährte Lagerbetreuung hat den Eingliederungswillen der für den 
Ausländerausgleich in erster Linie in Frage kommenden heimatlosen 
Ausländer merklich beeinträchtigt. Nur so konnte es bei der Durch- 
führung des zwischen Bayern und Hessen getroffenen Abkommens 
geschehen, daß ein großer Teil der heimatlosen Ausländer, die sich 
zur Umsiedlung gemeldet hatten, von der Heranführung an eine 
Arbeits- und Wohnmöglichkeit entweder gar keinen Gebrauch machte 
oder bereits nach kurzer Zeit den Arbeitsplatz und die Wohnung 
wieder auf gab, um in die „Geborgenheit” des Lagers zurückzukehren. 

Diese Erfahrungen haben nicht dazu beigetragen, die Bereitschaft 
der Länder zur Aufnahme von heimatlosen Ausländern im Wege 
einer behördlichen Umsiedlung zu erhöhen, obwohl die gesetzlichen 
Möglichkeiten hierzu bereits im Gesetz vom 22. Mai 1951 (BGBl. I 
S. 350) sowie in der Verordnung zur Umsiedlung von Vertriebenen 
aus Flüchtlingslagern und Notwohnungen in den Ländern Bayern, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein vom 13. Februar 1953 (BGBL I 
S. 26) gegeben waren. Auch in § 31 des Bundesvertriebenengesetzes 
vom 19. Mai 1953 (BGBl. I S. 201) in Verbindung mit § 7 Abs. 2 
Nr. 4 des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung vom 21. August 
1951 (BGBl. I S. 799) ist die Einbeziehung dieses Personenkreises in 
die Umsiedlung vorgesehen. Dementsprechend ermöglicht auch die 
in Vorbereitung befindliche Um siedlungs Verordnung die Berücksich- 
tigung des Personenkreises der heimatlosen Ausländer insofern, als 
auch andere Personen als Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge im 
Wege einer Vereinbarung zwischen den Ländern in die Umsiedlung 
nach dieser Verordnung einbezogen werden können. Es muß nach 
den bisherigen Erfahrungen allerdings damit gerechnet werden, daß 
die Länder von der Möglichkeit, heimatlose Ausländer umzusiedeln, 
keinen Gebrauch machen. Mit Rücksicht auf diese Haltung der 
Mehrzahl der Länder hat auch die Bundesregierung davon abgesehen, 
in dem gegenwärtigen Verordnungsentwurf ausdrücklich ein Kontin- 
gent für heimatlose Ausländer festzusetzen, da eine solche Bestim- 
mung kaum die gemäß Art. 80 Abs. 2 des Grundgesetzes erforder- 
liche Zustimmung seitens des Bundesrates finden würde. 

Unabhängig von den in den Umsiedlungsverordnungen und in dem 
Bundesvertriebenengesetz verankerten Möglichkeiten des Ausländer- 
ausgleichs hat die Bundesregierung die „Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung” beauftragt, durch Mit- 
wirken an einer probeweisen Umsiedlung von 160 heimatlosen 



Ausländern aus Bayern, Niedersachsen und Schleswig - Holstein 
Erfahrungen als Ausgangspunkt weiterer Maßnahmen zu sammeln. 
Die Untersuchungen der Bundesanstalt, die hauptsächlich in Lagern 
und Wohnsiedlungen für heimatlose Ausländer vorgenommen wur- 
den, haben in den Fragen der Umsiedlungswilligkeit, der Berück- 
sichtigung arbeitsmäßiger Gesichtspunkte sowie der Wohnraumer- 
stellung zu wertvollen Erkenntnissen geführt, jedoch konnte auch 
dieses Vorhaben bisher noch nicht verwirklicht werden. 

Zusammenfassend darf zur Frage 1 festgestellt werden: 

a) Die Bundesregierung hat die rechtliche Möglichkeit, für die Ent- 
lastung der auch mit heimatlosen Ausländern überbelegten Länder 
durch das Bundesvertriebenengesetz (§ 31) geschaffen. Es Ist 
Sache der Länder, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen; 

b) im Hinblick auf die im Gesetz über die Rechtsstellung der hei- 
matlosen Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 1951 garan- 
tierte Freizügigkeit kann ein Ausländerausgleich nur unter Beach- 
tung des Prinzips der Freiwilligkeit erfolgen. Es ist bedauerlich, 
daß die heimatlosen Ausländer selbst für den übergebietlichen 
Ausgleich wenig Interesse bekunden; 

c) ein zusätzliches Umsiedlungskontingent für heimatlose Ausländer 
setzt zusätzliche Mittel seitens des Bundes voraus, die aufzu- 
bringen der Bund zur Zeit nicht in der Lage ist. 

Zu Ziffer 2 der Kleinen Anfrage hat der Herr Bundesminister des 
Innern wie folgt Stellung genommen: 

Die Einbeziehung jener Ausländer in das Verteilungsv erfahren, die 
als Flüchtlinge nicht anerkannt worden sind, war bereits bei den 
Beratungen der VO über die Anerkennung und die Verteilung von 
ausländischen Flüchtlingen der Gegenstand eingehender Beratungen. 
Die Aufnahme einer Vorschrift, die für den Fall der Undurchführ- 
barkeit der Ausweisung vorsah, auch Ausländer, die die Anerken- 
nung als ausländische Flüchtlinge nicht erlangt haben, in die Ver- 
teilung einzubeziehen, fand nicht die Zustimmung des Bundesrates. 
Auch spätere Verhandlungen mit den Ländervertretern, diesen Per- 
sonenkreis freiwillig mit in das Verteilungsverfahren aufzunehmen, 
führten zu keinem Ergebnis. 

Nachdem die Lander eine Einbeziehung der als Flüchtlinge nicht 
anerkannten Ausländer in die Verteilung abgelehnt hatten, ist das 
Bayerische Staatsministerium des Innern bereits vor langer Zeit von 
mir gebeten worden, die Ausweisung jener Personen, die aus west- 
lichen Ländern stammen, durch die zuständigen bayerischen Behör- 
den durchzu führen. Hierzu bemerke ich, daß auch von Seiten 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
gegen die Ausweisung dieser Personen keine Bedenken bestehen. 



Die In der Kleinen Anfrage genannte Zahl von 200 Ausländern, 
die Im Anerkennungsverfahren als ausländische Flüchtlinge ab gelehnt 
worden sind und sich im Sammellager aufhalten, ist zu hoch ge- 
griffen. Tatsächlich befinden sich im Sammellager zur Zeit nur 138 
Ausländer, die im Anerkennungs verfahren abgelehnt worden sind. 
Hierbei handelt es sich zum großen Teil um Personen, die aus ehe- 
maligen bayerischen Lagern übernommen wurden. Außerdem sind 
In dieser Zahl noch 20 ehemalige ausländische Fremdenlegionäre 
enthalten, über deren Rückübernahme Verhandlungen mit der 
französischen Regierung schweben. Im übrigen trägt der Bund für 
alle Im Sammellager untergebrachten Ausländer 85 v.H. der Kosten. 

Zur Zeit besteht bei der bislang nicht ausgenutzten Lagerkapazität 
kein Anlaß zu der Befürchtung, daß infolge der Ansammlung von 
nicht als Flüchtling anerkannten Ausländern die Durchführung des 
Anerkennungsverfahrens erschwert oder eine Überfüllung des Lagers 
eintreten wird. Darüberhinaus habe ich vorsorglich die Aufnahme 
dieser Personengruppe in ein britisches und amerikanisches Aus- 
wanderungsprogramm veranlaßt. 

Ich darf im Ergebnis daher feststellen, daß für die Länder keine 
rechtliche Verpflichtung besteht, die nicht als Flüchtling anerkannten 
Ausländer zu übernehmen, und daher eine Verteilung dieser Aus- 
länder nicht möglich ist. 


Dr. Dr. Oberländer 



